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,,Ein Sicherheitsrisiko für den soz¡alen Frieden"

Werner Hinreiner. D¡e sladtische

regensburg-d i gital.de

Anfang des Jahres machte ein Gebäude der Stadtbau GmbH
Schlagzeilen. Zum Teilseit dreiJahren steht in der
Alfons-Bayerer-Straße ein Großteilder 57 Wohnungen in einem
14stöckigen Hochhaus leer. Geschäftsführer Joachim Becker
sprach gegenüber der Mittelbayerischen Zeitung damals von einem
nicht vermeidbarem Leerstand. Die städtische Tochter wolle das
Gebäude san¡eren und verm¡ete deshalb keine leer werdenden
Wohnungen neu. Es seien aber einige,,Hartleibige", die in den
Wohnungen blieben und sich nicht zum Auszug bewegen ließen. lm
Februar wurde den sechs verbliebenen Mietparteien
,,modernisierungsbedingt gekündigt", wie es ¡n einer
Pressemitteilung der Stadtbau heiBt. Für Werner Hinreiner und Kurt

rochter sreift zu Ntittetn dte,,on Schindler vom Mieterbund Regensburg steckt dahinter ein SyStem
' ": :": :,' i :,ä':::;:i' i 

"xi: 
: ;:{ : :,'' zur M i e te rve rr re i b u n s.

Niietern untet Untgehung,Jes ßechts

Herr Hinreiner, Herr Schindler, dart denn die Stadtbau keine
Wohnungen aus ihrem Bestand sanieren?

Hinreiner: Um die Bevölkerung mit angemessenem Wohnraum zu versorgen, ist es natürlich notwendig,
Wohnungen zu erhalten, also auch zu modernisieren. Eine Modernisierung darf aber auf keinen Fall zur
Vertreibung von Bestandsmietern führen. Bei der Stadtbau beobachten wir aber schon seit längerem
genau dieses Vorgehen: eine Entmietungsstrategie, die ihrem sozialen Auftrag eklatant widerspricht.

,,Die Stadtbau verhält sich rechtswidrig."

Wenn aber nun mal ein Gebäude zur Modernisierung ansteht, wie es Herr Becker im Fall der
A|tons-Bayerer-Straße erklärt hat, muss es doch möglich sein, diese Modernisierungen
durchzuführen.

Hinreiner: lm Bürgerlichen Gesetzbuch sind die Rechte und Pflichten von Mietern für den Falleiner
bevorstehenden Modernisierung klar festgelegt. lnsbesondere gehören dazu ein sozialverträglicher
Umgang mit den Mietern und Transparenz über die notwendigen Maßnahmen. Die Stadtbau GmbH
verhält sich da nach unseren Erfahrungen rechtswidrig und erfüllt diese Pflichten nicht.

lnwieîern?

Mehr lnfo

MZ-Berichl zum Leerstand vom Januar

Pressemitteilung der Stadtbau zur Entmietung

Hinreiner: Ein Vermieter ist verpflichtet, spätestens drei Monate vor Beginn einer
Modernisierungsmaßnahme, den Mietern schriftlich deren Art und Umfang mitzuteilen, ebenso den
voraussichtlichen Beginn und die Dauer der Arbeiten. Außerdem müssen die Betroffenen über die zu
erwartende Mieterhöhung und die Betriebskosten informiert werden. Dann, und nur dann kann der Mieter
prüfen, und entscheiden, ob er diese Maßnahme dulden muss oder ob die Maßnahme für ihn eine
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besondere Härte bedeuten würde, die den lnteressen des Vermieters entgegensteht. Auch darauf müsste
die Stadtbau die Betroffenen ausdrücklich hinweisen.

Schindler: Tatsächlich ist es aber so, dass sich die städtische Tochter in aller Regel darauf beschränkt, in
einem Rundschreiben ,,an alle Mieter" die beabsichtige Maßnahme - ohne nähere Hintergründe -
anzukündigen und dann zu einem sogenannten ,,lnformationsgespräch" einzuladen. Schon eine so
lapidare Ankündigung versetzt viele Mieter in Angst und Schrecken. Ohne irgendeine Beschreibung,
geschweige denn einem Nachweis zur Bausubstanz ist ein Mieter nicht in der Lage, zu prüfen, ob die
Modernisierungsmaßnahme tatsächlich erforderlich ist oder nicht. Außerdem fürchten sie die Kosten eines
Umzugs und Schwierigkeiten bei der Suche nach einer neuen Wohnung.

,,Einer Modernisierung mit Augenmaß wird sich niemand widersetzen."

Gegenüber der Mittelbayerischen Zeitung hat Herr Becker davon gesprochen, dass man die
Gespräche mit den Mietern in der Alfons-Bayerer-Straße mit größerer Geduld îühre, als dbs
irgendein privater Unternehmer machen würde.lnsofern scheint die Stadtbau doch bmüht, hier
einvernehmliche Lösungen zu finden. Es blieben am Ende aber ein paar ,,Hartleibige", mit denen
eine Einigung nicht möglich sei.

Hinreiner: Unsere Erfahrung ist eine andere. Darüber, dass die Mieter gegenüber der Stadtbau GmbH
eine gesetzlichen Anspruch darauf haben, alle Kosten erstattet zu bekommen, die ihnen durch eine
Modernisierungsmaßnahme entstehen, klärt die städtische Tochter sie nicht auf. Tatsächlich werden die
Kosten für solche Aufwendungen - zum Beispiel einen Umzug - nur in Ausnahmefällen und stets erst auf
massiven Druck hin erstattet.

Schindler: Wenn Herr Becker Mieter, die sich entscheiden, in ihrer Wohnung zu bleiben, als ,,Hartleibige"
bezeichnet, dann ist das nicht nur beleidigend, sondern eine Verdrehung der Tatsachen.

Tatsache ist aber doch, dass eine Modernisierung des Gebäudes notwend¡g zu sein scheint und
diese laut Aussage von Herrn Becker nur durchgelührt werden kann, wenn das Gebäude leer ist.
Halten Sie es lür gerechtfertigt, wenn sich nun einzelne Mieter dieser Maßnahme widersetzen?

Schindler: Einer Modernisierung mit Augenmaß und Rücksicht auf die Mieter wird sich niemand
widersetzen. Dazu ist aber eine umfassende und wahrheitsgemäße lnformation über Erfordernis, Ausmaß
und Kosten der Maßnahme notwendig. Die Mieter müssen erfahren, ob nicht zum Beispiel lediglich ein
Reparaturstau aufgeholt werden soll, der durch jahrelanges Unterlassen von lnstandhaltungs- und
lnstandsetzungsarbeiten entstanden ist.

Hinreiner: Modernisierungskosten können auf die Mieter umgelegt werden, Kosten zur lnstandhaltung
sind nicht umlagefähig. Die müsste der Vermieter - in diesem Fall die Stadtbau - tragen. Ohne
ausreichende lnformation kann ein Mieter nicht prüfen, ob eine geplante Maßnahme zur angeblichen
Energieeinsparung tatsächlich effizient ist und für ihn wirklich zu einer Ersparnis führt.

Aber nochmal: Herr Becker hat erklärt, dass sicä die Stadtbau mehr Zeit lasse, um mit den
Mietern zu verhandeln und diese zum Ausziehen zu bewegen. Deswegen sei der Lærstand der
anderen Wohnungen nicht vermeidbar. Das isf doch ein Zustand, der auf Dauer nicht tragbar ist.

Schindler: Die Beteuerung von Herrn Becker, dass man den verbliebenen
Mietern Zeit lassen wolle und es deswegen nicht zu vermeiden sei, dass
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Wohnungen über Jahre leerstehen, ist doch nur eine Schutzbehauptung

Hinreiner: Das soll darüber hinweg täuschen, dass die Stadtbau gar keine
rechtlich zulässigen Mittel hat, die Mieter zum Auszug zu zwingen. Dazu
müsste die Stadtbau nämlich zunächst einmal die gesetzlichen lnformations-
und Fürsorgepflichten erfüllen. Stattdessen greift die städtische Tochter aber
zu Mitteln, die von raffgierigen lnvestoren und Miethaien praktiziert werden:
Vertreibung unter Umgehung des Rechts.

Umgehung des Becåfs - können Sie dafür ein Beispiel nennen?

lsl

Hinreiner: Diejenigen, die gleich nach der Modernisierungsankündigung
das Weite suchen, weil sie sich dem Stress einer Auseinandersetzung mit

ein Sicherheitsrisiko tùr den soz¡aten der StadtbaU niCht aUSSetzen wOllen, erhalten zUm Beispiel keine
Frieden ' Ersatzwohnung und werden für ihre Aufwendungen nicht entschädigt,

obwohl sie darauf einen Anspruch hätten.

Schindler: Dann stehen ihre Wohnungen jahrelang leer, statt sie bis zum Beginn der Arbeiten befristet an
bedürftige Personen zu vermieten. Dabei gäbe es genügend Bewerber: Alleinerziehende, anerkannte
Asylbewerber oder Familien von Kindern in Notlagen könnten so fiir eine Übergangszeit Wohnungen zur
Verfügung gestellt werden. ln Zeiten der Wohnungsnot Wohnraum leerstehen zu lassen, ist eine Sünde.
Mit einer Zweckentfremdungssatzung hätte man dem entgegenwirken und das Leerstehenlassen von
Wohnungen über einen längeren Zeitraum sanktionieren können. Allerdings hat der Stadtrat kürzlich
entschieden, dass eine Satzung vorläufig nicht nötig ist. Jetzt kann man darüber spekulieren, auf wessen
Betreiben das geschehen ist.

,,Die Mieten nach der Modernisierung sind nicht mehr bezahlbar."

Aber noch einmal zurück zur Modernisierung der Wohnungen. Wenn diese durchgeführt wurde,
könnten ja die betroîîenen Mieter wieder zurückkehren.

Schindler: Das können sie nicht oder zumindest nur die wenigsten. Die Mieten, die nach der
Modernisierung verlangt werden, sind für die meisten nicht mehr bezahlbar. lnsofern ist die Wohnung für
sie auf Dauer verloren. Bei der Neuvermietung modernisierter Wohnungen gibt es keine Begrenzung.
Weder gibt es keine Kappungsgrenze, noch gilt die Mietpreisbremse. Die Stadtbau ist bei diesem Spiel die
einzige Gewinnerin. Die Mieter haben das Nachsehen.

Was würden Sie slbå von der städtischen Tochter wünschen? Was sollte sich ändern?

Hinreiner: Der Aufsichtsrat der Stadtbau hat die Pflicht, dafür zu sorgen, dass geltendes Recht
eingehalten wird und das Unternehmen seinem sozialen Auftrag nachkommt. lm Moment können wir aber
nicht erkennen, dass der Aufsichtsrat dieser Aufgabe gerecht wird.

Schindler: Bis zur Berufung von Herrn Becker zum Geschäftsführer hat die Stadtbau ihre Aufgabe
verantwortungsvoll und sozialverträglich wahrgenommen. Doch seitdem steht die Geschäftspolitik der
städtischen Tochter unter dem Motto der Gewinnmaximierung ohne Rücksicht auf die lnteressen ihrer
Mieter. Die Praxis der Mietervertreibung ist dafür ein schlagendes Beispiel. Eine solche Politik ist ein
Sicherheitsrisiko für den sozialen Frieden.
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